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SdiriftiicJier Bericht 

des Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten 
(3. AussdiuB) 

über den von der Bundesregierung ehigebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zum Vertrag vom 21. April 1965 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Australischen Bund über 
die Aufteilung der von der Regierung des Staates Israel für das 
deutsche weltliche Vermögen in Israel gezahlten Entschädigung 
auf Deutschland und Australien 

— Drucksache IV/3519 — 


A. Bericht des Abgeordneten Vogt 


1. In seiner 189. Sitzung hat der Deutsche Bundes- 
tag den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3519 — 
dem Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
zur Beratung überwiesen. Dieser hat ihn in sei- 
ner Sitzung am 15. Juni 1965 behandelt. 

Gemäß Artikel 76 Abs. 2 GG hat der Bundesrat 
in seiner 283. Sitzung beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 
Zwischen Bundesregierung und Bundesrat be- 
steht Einverständnis darüber, daß das Gesetz 
der Zustimmung des Bundesrates gemäß Arti- 
kel 84 Abs. 1 GG bedarf, da der Vertrag teil- 
weise von einer Landesbehörde durchgeführt 
werden soll. 

Der vorliegende Entwurf ist ein Ratifikations- 
gesetz gemäß Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 GG. Er 
besteht aus drei Artikeln: Artikel 1 enthält die 
Zustimmung, Artikel 2 die übliche Berlin-Klausel 
und Artikel 3 Bestimmungen über das Inkraft- 
treten und die Bekanntmachung. 

2. Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Australischen Bund wurde am 21. April 1965 
ein Vertrag über die’ Aufteilimg der von der Re- 
gierung des Staates Israel für das deutsche welt- 
liche Vermögen in Israel gezahlten Entschädi- 
gung auf Deutschland und Australien in Bonn 
unterzeichnet. Der dabei am gleichen Tage aiis- 
getauschte Briefwechsel soll nach dem Willen 


der vertragschließenden Parteien Vertragsbe- 
standteil sein. 

Der Vertragsabschluß war auf Grund zweier Ab- 
kommen geboten, die die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland und die Regierung des 
Staates Israel am 10. Dezember 1952 und am 
1. Juni 1962 geschlossen haben. In dem ersten 
Abkommen hat die israelische Regierung grund- 
sätzlich anerkannt, für das in Israel verbliebene 
und auf Grund eines israelischen Gesetzes be- 
schlagnahmte deutsche weltliche Vermögen Ent- 
schädigung zu leisten. Wie vereinbart, sind Ver- 
handlungen über den für die Bemessung der 
Entschädigung maßgebenden Wert dieses Ver- 
mögens geführt . worden. Die Bundesregierung 
war legitimiert, auch hinsichtlich des Vermögens 
derjenigen ehemaligen deutschen Staatsangehö- 
rigen, die inzwischen die australische oder eine 
andere fremde Staatsangehörigkeit erlangt ha- 
ben, zu verhandeln. Da die Verhandlungen zu- 
nächst keine Einigung ergeben haben, riefen die 
Parteien, wie in dem Abkommen vorgesehen, 
einen Vermittler (Mediator) an und ersuchten 
ihn um einen bindenden Schiedsspruch über den 
Wert des deutschen Grundvermögens in Israel. 
Auf der Grundlage eines darauf erfolgten Ver- 
mittlungsvorschlages, den Wert des deutschen. 
Grundvermögens in Israel in Höhe von 
45 Mio DM anzusetzen, verhandelten die Par- 
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teien erneut und schlossen schließlich das zweite 
Abkommen. Danach verpflichtete sich die is- 
raelische Regierung, für das deutsche Grundver- 
mögen 45 Mio DM zu entschädigen, und erklärte 
sich darüber hinaus bereit, 2 Mio DM für das 
nicht in Grundstücken bestehende deutsche Ver- 
mögen und 7 Mio DM für die von deutscher 
Seite verlangten Barbeträge zu zahlen, mit der 
Einschränkung, einen deutschen Rechtsanspruch 
auf diese Barbeträge nicht anzuerkennen. Diese 
Leistungen in Höhe von 54 Mio DM sind bei 
Zinsabzügen wegen vorzeitiger Zahlung mit ef- 
fektiv 53 851 000 DM bis zum 1. Dezember 1963 
von Israel bewirkt worden. 

Das zu entschädigende Vermögen bestand vor- 
nehmlich aus Liegenschaften der Gesellschaft 
„Deutscher Tempel", die in den sechziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts in Palästina Siedlun- 
gen zu errichten begann. Im zweiten Weltkrieg 
wurde dieses Siediungswerk aufgelöst. Die Pa- 
lästina-Deutschen wurden zum Großteil nach 
Australien verbracht; ein Teil kehrte nach 
Deutschland zisrück. Für eine Entschädigung 
kommen 2350 Personen in Betracht. Von ihnen 
sind antragsberechtigt etwa 700 in Australien 
und etwa 320 in Deutschland und anderen Län- 
dern außerhalb Australiens. In dem vorliegen- 
den Vertrag ist festgelegt, daß der auf 
das Grundvermögen entfallende' Betrag von 


43 650 000 DM im Verhältnis 60 ‘Vu : 40 '*/o, der 
Barbetrag von 5 691 664 DM im Verhältnis von 
86,874 **/o : 13,126 ‘Vo zwischen dem Australischen 
Bund und der Bundesrepublik Deutschland auf- 
geteilt werden. Zu den Einzelheiten der finan- 
ziellen Abwicklung wird auf die Ausführungen 
zu B der Denkschrift verwiesen. 

3. Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 
hat die zwischen der Bundesregierung und der 
Regierung des Staates Israel getroffenen Verein- 
barungen mit Befriedigung zur Kenntnis genom- 
men. Er hat den vorliegenden Vertrag mit dem 
Australischen Bund vom 21. April 1965 und den 
Briefwechsel, der dessen Bestandteil ist, gebilligt 
und sein Interesse an der alsbaldigen Ratifika- 
tion im Flinblick auf die letztlich davon abhän- 
gige abschließende Durchführung des Gesetzes 
über die Verteilung des auf die Bundesrepublik 
Deutschland entfallenden Anteils an der von 
Israel für das deutsche weltliche Vermögen in 
Israel nach dem Abkommen vom 1. Juni 1962 ge- 
zahlten Entschädigung vom 29. März 1965 be- 
kundet. Nach diesem Gesetz stehen für Berech- 
tigte in Deutschland Beträge zur Verfügung, so- 
bald die Gesamtentschädigungssumme für das 
deutsche weltliche Vermögen in Israel auf die 
Bundesrepublik Deutschland und den Austra- 
lischen Bund verteilt worden sind. 


Bonn, den 15. Juni 1965 


Vogt 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausscliiisses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/3519 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 15. Juni 1965 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten 

Dr. Kopf Vogt 

Vorsitzender Berichterstatter 
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